
DIE SENATORIN FÜR FINANZEN Bremen, den 27.05.2014  
 Tel.: 2213 / Herr Platow 
  

V o r l a g e  

für die Sitzung des Senats 

 am 03. Juni 2014     

 
Besetzung des Aufsichtsrates der BTZ Bremer Touristik-Zentrale Gesellschaft 

für Marketing und Service mbH 
 
A. Problem 
Frau Gabriele Brünings ist aus dem bremischen öffentlichen Dienst ausgeschieden.  

Daher ist ihr bislang für die Freie Hansestadt Bremen in dem Aufsichtsrat der BTZ 

Bremer Touristik-Zentrale Gesellschaft für Marketing und Service mbH (BTZ) wahrge-

nommene Mandat neu zu besetzen. 

 

B. Lösung 
Die Senatorin für Finanzen schlägt dem Senat vor, den Aufsichtsrat der BTZ mit Frau 

Dr. Melanie Hüper, Referentin in der Senatskanzlei, zu besetzen.  

 

Der Senat hat über diesen Besetzungsvorschlag zu entscheiden. 

 

C. Alternativen 
Keine. 

 
D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen und Gender-Prüfung 
Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkung 

Keine. 

 

Gender-Prüfung 

Der Freien Hansestadt Bremen stehen in dem Aufsichtsrat der BTZ drei Mandate zu. 

Durch die vorgeschlagene Umbesetzung wird weiterhin eines dieser Mandate durch 

eine Frau wahrgenommen. 
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E. Beteiligung und Abstimmung 
Die Vorlage ist mit dem Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen und der Senatskanz-

lei abgestimmt. Sie wurde der Bremischen Zentralstelle für die Verwirklichung der 

Gleichberechtigung der Frau zur Kenntnis gegeben.  

 
F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz 
Öffentlichkeitsarbeit 

Entfällt. 

 

Veröffentlichung nach dem IFG 

Die Vorlage ist zur Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz geeignet. 

 

G. Beschluss 
 

1) Der Senat beschließt, den Aufsichtsrat der BTZ Bremer Touristik-Zentrale Gesell-

schaft für Marketing und Service GmbH mit Frau Dr. Melanie Hüper zu besetzen.  

 

2) Der Senat bittet die Senatorin für Finanzen um die entsprechende Umsetzung. 
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